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M a n  kann begeisterter Anhänger der freien Wirt­
schaft sein, man kann überzeugt sein, daß nur aus 
der privaten Initiative Gutes und Gesundes erwächst, 
aber man wird trotz alledem nicht an der Tatsache 
yoibeikommen, daß hinsichtlich des Wohnungsbaues 
in Deutschland diese Privatwirtschaft in der Vor­
kriegszeit wenig erfreuliche Wege gegangen ist und 
Wohnungsverhältnisse geschaffen hat, die durchaus 
nicht die ideale Wohnform darstellen.

Allerdings muß man auch zugeben, daß die eigent­
liche Schuld nicht so sehr an der als Träger für den 
Wohnungsbau in Frage kommenden freien Wirtschaft

,a/s ,an ĉen z u s t ä n d i g e n  D i e n s t s t e l l e n ,  
die bis kurz vor dem Kriege die große Möglichkeit 
einer geistigen Führung, die gerade im Wohnungsbau 
notwendig war, nicht benutzten.

Wir dürfen nicht übersehen, daß zunächst dem 
iriiger des Wohnungsbaues, wie wir ihn in der Vor- 
kiiegszeit sahen, das Massenmiethaus mit möglichst 
viel Geschossen und Parteien rein wirtschaftlich und 
vor allem verwaltungsmäßig gesehen als die prak­
tischste Form erscheinen mußte. Für den Wohnungs­
erzeuger ging es ja schließlich nicht u m  ein Kultur- 
problem, nicht u m  die Frage der besten Wohnform, 
sondern u m  die Frage der bestmöglichen Verwendung 
seines Vermögens. Er wollte es zinsbringend anlegen 
und wählte den Bau von Zinshäusern, weil er hierbei 
gleichzeitig in der Lage war, in Gestalt der Ver­
waltung der Häuser seine eigene Arbeitskraft ein­
zuschalten und so gewissermaßen in einem Zeitpunkt 
zu aktivieren, wo er vielleicht selbst infolge seines 
Alters nicht mehr hundertprozentig leistungsfähig ist.

Oder wieder der Bauunternehmer machte sich 
selbst zum Bauherren und zum Auftraggeber im 
eigenen Betriebe, u m  so für sich und seine Leute 
Arbeit und Lohn zu schaffen. Audi diesem Wohnungs­
produzenten mußte das mehrgeschossige Zinshaus als 
die bequemste und angenehmste Lorm erscheinen.

Daß er sie aber durchführen konnte, war nur 
möglich auf Grund der staatlichen und städtischen 
Baugesetze und Bauordnungen, die im allgemeinen 
für den wesentlichen Teil der Städte so durchgebitdet 
waren, daß hier nur der Mehrgeschoßhausbau, d. h. 
die Mietkaserne, in Lrage kam.

W e n n  nun auch unzweifelhaft die Erstellung von 
Wohnräumen unter gesunden und normalen Verhält­
nissen niemals Sache der Behörden sein kann und 
soll, so wird man auf der anderen Seite die Forde­
rung stellen müssen, daß es Aufgabe der Baubehörden 
ist, durch entsprechende gesetzliche Bestimmungen 
dem Wohnungsbau eine Richtung zu geben, aus der 
sich mit gewisser Zwangläufigkeit gesunde W o h ­
nungen entwickeln müssen.

Das neuzeitlichste Baugesetz der Vorkriegszeit hat 
wohl S a c h s e n  mit seinem Gesetz vom Jahre 1900 
gehabt, aber auch dieses Gesetz, das heute noch 
Gültigkeit hat und sicher nicht mehr in allen Punkten 
unseren Anschauungen entspricht, enthält eigentlich 
noch keine Bestimmung, die irgendwie die Voraus­
setzungen für eine planmäßige Wohnungspolitik im 
Sinne von Wohnungskultur und Wohnungsreform er­

möglicht. Und seitdem ist trotz aller Ansätze noch 
kein neuzeitliches Baugesetz geschaffen; höchstens 
bringen Ortsgesetze einzelner Städte Ergänzungen zu 
den Landesgesetzen, die gewisse wohnungsreforme- 
rische W  ünsche berücksichtigen.

Und so ergibt sich denn für uns die Tatsache, daß 
in der V orkriegszeit die Mietkaserne die normale 
VVohntorm für den größten Teil unserer Bevölkerung 
darstellt. Selbst wenn m a n  nun nicht die schauer­
lichen Verhältnisse zugrunde legt, die teilweise vor 
allem in älteren Berliner Wohnvierteln mit Zwischen­
höfen und Hintergebäuden herrschen, so m u ß  man 
doch zugeben, daß die Form des Miethauses als die 
Wohnung einer Industriebevölkerung, wie sie Deutsch­
land darstellt, sicher als wenig erfreulich anzusehen 
ist. Sie war besonders unerfreulich in der Zeit vor 
1914, weil die Einpassung dieser Mietkaserne in den 
Stadtkörper, das häufige Fehlen jeglichen Garten­
landes, die Schaffung von Steinschluchten, wie sie die 
damaligen Baugesetze zuließen, von vornherein die 
Erstellung der gesunden Wohnung im Rahmen der 
Mietkaserne, wie wir sie heute immerhin erreicht 
haben, damals unmöglich machte.

Es ist interessant, daß zuerst die Industrie es er­
kannte, wie notwendig es für sie ist, gesunde Wohn- 
verhältnisse für die hinter ihr stehende Arbeiterschaft 
zu schaffen. Die Firma K r u p p ,  bei der traditionell 
aus der Entwicklung des Hauses heraus eine außer­
ordentlich enge Verbundenheit zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer von Anfang an bestand, war hier 
wohl die erste, die auf diesem Gebiet neue Wege ein­
schlug und bereits in der \orkriegszeit mit der 
Margarethenstadt einen unzweifelhaft geglückten Ver­
such machte, die Arbeiterschaft in Form einer auf­
gelockerten Siedlung anzusetzen. Damals begann 
auch kurz vor dem Kriege eine Bewegung in der 
Architektenschaft. Hervorragende Fachmänner, wie 
Oberbaudirektor Professor Dr. h. c. S c h u m a c h e r ,  
Geheimrat M u t h e s i u s ,  Professor Dr. T e s s e n o w  
und einige wenige andere, erkannten die Notwendig­
keit, unsere Wohnform von Grund auf umzugestalten 
und an Stelle des Massenmiethauses die aufgelockerte 
Siedlung im Flachbau zu setzen.

Dam als begannen auch die Behörden, vor allem  
mit der personellen R eorganisation der Baupolizei, in 
die man endlich die besten K räfte berief, zusam m en 
Jjiil einigen wissenschaftlichen luchverbänden  sich mit 
dein Problem  der W ohnungsreform  zu befassen und 
Gesetze vorzubereiten, die d ie Möglichkeit gaben, hier 
gesundere V erhältnisse zu schaffen.

W  enn auch der Krieg hier zwangläufig zu einer 
gewissen Stockung führte, so kann m a n  doch zum 
mindesten für Sachsen feststellen, daß gerade in dieser 
Zeit die zuständigen Stellen bemüht gewesen sind 
- nregungen der Beratungsstelle für Bebauungspläne 
des Sächsischen Heimatschutzes folgend in den ein­
zelnen Städten und Gemeinden Ortsgesetze oder doch 
Ergänzungen zu den Ortsbaugesetzen einzuführen die 
zwanglautig eine Hebung der Wohnverhältnisse —  so-

Neubauten in Frage kamen —  darstellten.
D ie K riegsnot brachte nun eine endgültige Ä nde-
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ru n g , u n d  z w a r  a u s  ^ a g e s ^ n a c h d e 'n ’sch w eren

K r  u n d ° r,§ p f e r n 6 a u s  denf ̂ Kriege h e i m l n  
so llte n . D a m a is  e n ts ta n d  d g a ^ kun  (]e s ' °  V a te r la n d e s .

aSfeenommen wurde aus der Erkenntnis heraus daß 
seine Verwirklichung tatsächlich ein kaum zu nbei- 
treffendes Gesdienk an das Volk im ganzen bedeutete.

Die Durchführung des Gedankens, jedem Deut­
schen nach Möglichkeit sein eigenes Heim zu «eben, 
wurde zunächst dadurch erleichtert, daß der W o h  
nungsbau der Nachkriegszeit infolge der wirtschaft­
lichen und finanziellen Verhältnisse dein bisherigei 
Träger, nämlich der privaten Wirtschaft, zwanglauhg 
entzogen werden mußte. Die Inflation die zunais 
nur als Preissteigerung erschien, der Verlust aller Ver­
mögen, der vollständige Umsturz unserer Finanzwirt­
schaft, machte eine Erstellung von Wohnungen seit 
1918 nur noch auf der Grundlage möglich, daß zum 
mindesten die alte zweite Hypothek ni®!'1' oc er 
weniger zinslos von der öffentlichen Hand zur Ver­
fügung gestellt wurde. In der eigentlichen Inflations­
zeit wurden in der Praxis tatsächlich die gesamten 
Baugelder mehr oder weniger in Form des für den 
Gläubiger, nämlich dem Staat oder der Gemeinde un­
kündbaren und unverzinslichen, vom Schuldner jeder­
zeit aber zum Papiermarkwert rückzahlbaren Dar­
lehens zur Verfügung gestellt.

V o m  Standpunkt der Wohnungsreform war es 
eine ideale Zeit. Es war hier zum ersten Male mög­
lich, ganz bestimmte gesunde und groß angelegte 
Pläne zu verwirklichen. Zum ersten Male war die 
Möglichkeit gegeben, den Wohnungsbau in Deutsch­
land unter dem Gesichtswinkel der Wohnungsreform 
und der Siedlung als Flachbau durchzuführen. Leider 
hat man diese Möglichkeit nicht richtig genutzt. Die 
Verwischung aller gesunden Begriffe, die die Inflation 
mit sich brachte, hat nicht minder als der Druck der 
Massen hier Maßnahmen hervorgerufen, die letzten 
Endes den Todeskeim für diese Bewegung in sich 
trugen.

U m  dies zu verstehen, muß. man sich einmal die 
wirtschaftlichen Voraussetzungen klarmachen, die 
unter normalen Verhältnissen für jede Wohnung be­
stehen. Selbstverständlich wird jeder von uns, der 
sich irgendwie ernsthaft mit dem Problem der W o h ­
nungsreform befaßt hat, die Auffassung haben, daß 
die gesündeste Wohnung für das deutsche Volk gerade 
gut genug ist. W e n n  man nun die Voraussetzungen 
hierfür formulieren will, so würde das Ideal eine 
Wohnung sein, die aus Wohnraum, kleiner Küche und 
drei Schlafräumen besteht, u m  Eltern und die Kinder 
beiderlei Geschlechts gesondert unterzubringen. Aber 
dies ist selbstverständlich zunächst eine rein ideelle 
und theoretische Forderung, deren Verwirklichung ab­
hängig ist von der Z a h l u n g s f ä h i g k e i t  des Be­
wohners.

Und hier stehen wir nun leider vor der nicht weg­
zuleugnenden Tatsache, daß es selbst unter den wirt­
schaftlich so wesentlich günstigeren Verhältnissen der 
Vorkriegszeit der großen Masse unserer Bevölkerung 
—  und ich glaube man kann hier von über 80 v. H. 
sprechen —  nicht möglich war, mehr zu bezahlen als 
die damals übliche Stube - Kammer - Küche - Wohnung. 
Schon wenn man zu zwei Stuben, Kammer und Küche 
kam, mußte m a n  dies als selten günstige Verhältnisse 
ansehen.

fu n d e n , b e i d e r  d e r  B e w o h n e r  w ir ts c h a f t lic h  tra g b a re  
V e rh ä l tn is s e  f ü r  d e n  Z in s e n d ie n s t  fa n d .

So aber kamen einige unglückliche Momente zu­
sammen, die wiederum zwang läufig dazu führten, daß 
eine an sich gesunde und glückliche Idee sich zum 
mindesten v o r ü b e rg e h e n d  anscheinend als falsch

6rWAus dem gut gemeinten Bestreben heraus, woh- 
nungsreformerische Gedanken der Vorkriegszeit end­
lich einmal in die Praxis umzusetzen, erließen die zu­
ständigen Behörden Bestimmungen für den W o h ­
nungsbau, die als oberste Grenze für die Norma - 
wohnung, die aus Reichs- und Landesmitteln erstellt 
wurden, eine Wohnfläche von 70 9™, bei kinderreichen 
Familien sogar von 80 «p» zuließen Diese Quadrat- 
nieterzahl war als Höchstzahl gedacht Man hatte
anfangs unzweifelhaft angenommen, daß im Normil- 
falle die Wohnfläche entsprechend den Y erhaltnissen der 
Vorkriegszeit geringer sein würde, aber leider ent- 
wickelte sich gar bald aus der Praxis heraus die Tat­
sache daß diese Höchstzahl zur Normalzahl wurde, 
und man baute fröhlich Wohnungen, che selbst unter 
den günstigeren Verhältnissen der Vorkriegszeit einen 
Zinsendienst bedingt hätten, den die Mehrzahl unserer 
Bevölkerung zu tragen gar nicht in der Lage ge­
wesen wäre. i-jL j r- j

Aber wir hatten ja das unverzinsliche und für den 
Gläubiger unkündbare Reichsdarlehen, das in den 
Zeiten der Inflation Bauherren erstehen ließ, che zwar 
Besitzer und Nutznießer ihrer Eigenheime waren, aber 
denen tatsächlich k a u m  ein Stein an diesem Eigenheim 
gehörte Das Bauland wurde ihnen zu billigem Zins­
fuß in Erbpacht von der Gemeinde zur Verfügung ge­
stellt und che Bausumme, zu der sie meistens 10 bis 
15 v H  beitragen sollten, bezahlten letzten Endes bis 
auf den letzten Pfennig die Vertreter der öffent­
lichen Hand.

Ist es ein Wunder, wenn unter diesen Umstanden 
gerade in den Kreisen der Siedlerschaft die Forde­
rungen hinsichtlich des Ausmaßes der Wohnung über­
spannt wurden? Es liegt in der Natur des Menschen, 
egoistisch zu sein, und in der Natur verwirrter Zeit­
läuft e, wie sie die Nachkriegs- und Revolutionszeit 
darstellt, überspannte Forcierungen zu stellen. Und 
so war denn das Ergebnis der Wohnungspolitik der 
ersten Nachkriegszeit eine Wohnform, die unter nor­
malen Verhältnissen unmöglich war. An die Stelle 
des einzig möglichen Siedlungshauses mit Stube, 
Kammer und Küche im Erdgeschoß und einer Giebel- 
kammer im Dachraum trat die Kleinvilla mit fünf 
bis sechs Zimmern; eine Wohnform, die —  wie ge­
sagt —  nur möglich war, solange die Mittel aus der 
öffentlichen Hand zinslos und unkündbar gegeben 
wurden,

Als 1924 an Stelle dieser unverzinslichen Bau­
kostenzuschüsse das verzinsliche Reichsbaudarlehen 
trat, mußte gleichzeitig der Wendepunkt im ganzen 
Wohnungsbau kommen; und das u m  so mehr, als nun­
mehr die Finanzierung des Wohnungsbaues nicht mehr 
allein durch Mittel aus der öffentlichen Hand erfolgte, 
sondern seine Ergänzung durch die private erste 
Hypothek, wie vir sie schon in der Vorkriegszeit 
hatten, fand.

Während bisher der Eigentümer des Kleinheimes 
tatsächlich ein von der Allgemeinheit bezahltes Ge­
schenk erhielt, mußte der Bauherr von 1924 an sich 
mit dem Gedanken vertraut machen, daß er für sein 
Haus Zinsen, und zwar recht erhebliche Zinsen auf­
zubringen hatte. Und dieser Zinsendienst wuchs von 
Jahr zu Jahr und brachte die Erkenntnis, daß die 
Kleinvilla —  wie sie in der Inflationszeit iiblidi war 
eine Wohnform darstellte, die selbst unter günstigsten 
Verhältnissen für die Mehrzahl unseres Volkes un­
tragbar ist.

l io c i iv  •
Hätte man den Wohnungsbau der ersten Nach­

kriegszeit unter den gleichen finanziellen Voraus­
setzungen durchführen müssen, wie es vor dem Kriege 
üblich war, so hätte man sich eben auch damals dieser 
Erkenntnis gebeugt und man hätte —  wenn man schon 
an der Siedlung in Form von Flachbau und Einzel­
haus festhalten wollte —  diejenige Wohnform ge-

Damals gingen vor allem diejenigen Städte und 
Gemeinden, die geneigt waren, Wohnungsbauten auf 
eigene Rechnung durchzuführen, radikal dazu über, 
an Stelle des Fladibaues wieder die alte Mietkaserne 
zu setzen. Diese vollständige Rückkurbelung auf dem 
Gebiete der Wohnungsreform war vor allem auf einen 
Denkfehler zurückzuführen. M a n  baute nämlich 
wieder D  J'0J- 1111(1 V lpi'/j m  m  ot>xitc\1i rvn tv (Von mifl
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mit einer gewissen Befriedigung fest, daß sie billiget 
wären als die hier schon geschilderte Kleinvilla. Man 
verglich also infolge dieses Denkfehlers zwei ganz 
ungleiche Objekte. Die Wohnung im Miethaus ist 
an sidi nicht billiger als die Wohnung im Siedlungs­
haus. Billiger ist nur die verkleinerte und die den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechende Wohnung, 
die man gewohnheitsmäßig im Miethaus bunt gegen­
über der allzu aufwendigen Wohnung im Einfamilien­
haus, wie sie sich aus den hier schon geschilderten 
Verhältnissen der Nachkriegszeit entwickelt hatte.

Aber zunächst k a m  —  wie gesagt —  die Reaktion. 
Die Feinde des Siedlungsbaues triumphierten, und 
man ging mit fliegenden Fahnen wieder zu den G e ­
wohnheiten der Vorkriegszeit über.

Allerdings m u ß  zugegeben werden, daß man auch 
hier in vieler Hinsicht reformierte.^ Die Wohnblöcke 
wurden aufgelockert. Durch Verbreiterung der 
Straßen, durch Anlage von Höfen und Gärten wurde 
in weit größerem Maße als früher für Lidit und Luit 
gesorgt. Die Mietwohnung der Nachkriegszeit erhielt 
nicht nur bessere Grundrisse als früher, sondern 
wurde auch nach der hygienischen und sanitären Seite 
hin so ausgestaltet, daß sie immer noch durchaus als 
gesunde und brauchbare Wohnform angesehen werden 
kann. Wir werden auch zugeben müssen, daß die be­
sonderen Verhältnisse der größeren und Großstädte 
es unmöglich machen, ganz auf das Miethaus mit 
mehreren Familien zu verzichten. Aber trotz alle­
dem ist es als bedauerlich anzusehen, daß in den 
Jahren 1925 bis 1950 die Wohnung in Form des Eigen­
heimes und die Gartenstadt immer mehr zurück­
gedrängt wurde. Ja, wir waren eigentlich schon so 
weit, daß ernsthafte Kreise den Siedlungsgedanken für 
Deutschland mehr oder weniger als erledigt ansahen.

Und nun k a m  uns wieder die Not der Zeit zur 
Hilfe. In den Städten setzte die Arbeitslosigkeit ein. 
Man stand vor der Unmöglichkeit, den Massen, die 
hier zum Teil vom flachen Land in die Städte ge­
strömt waren, irgendeine Arbeitsmöglichkeit zu 
schaffen. Die Ziffern der Erwerbslosen gingen sprung­
haft von einer Million auf fünf Millionen in die Höhe, 
und nun erkannte man auf einmal, welcher Segen 
doch im eigenen Grund und Boden lag.

Wir wollen uns daran erinnern, daß wir uns aus 
der Nahrungsmittelnot des Krieges heraus schon ein­
mal auf den Segen der Erde besonnen hatten. Damals 
suchte jeder von uns ein Stückchen Land zu be­
kommen, auf dem man sich wenigstens den not­
wendigsten Teil an Kartoffeln und Gemüsen selbst 
bauen konnte und das vielleicht auch die Möglichkeit 
in sich barg, Kleinvieh zu halten.

Als uns die Stabilisierung der Währung eine 
Scheinblüte von Reichtum brachte, erschienen uns 
diese Arbeiten auf eigenem Grund und Boden bei den 
damaligen Nahrungsmittelpreisen überflüssig und 
zwecklos. Heute wären wir froh, wenn wir einem 
großen Teil unserer Erwerbslosen wieder den Spaten 
in die Hand drücken könnten, u m  diesen Unglück­
lichen nicht nur die Möglichkeit zu geben, durch Arbeit 
auf eigenem Grund und Boden aus dem ertötenden 
Zustand der Beschäftigungslosigkeit herauszukommen, 
sondern auch noch einen nicht unbeachtlichen Teil der 
täglichen Nahrungsmittel selbst zu erzeugen.

Hier setzt nun die N  o t v e r o r d n u n g de 
R e i c h e s  —  soweit sie sich auf den Wohnungsbau 
bezieht —  ein. Während es bisher Grundsatz w a  , 
daß die Mittel aus der Mietzins^eucr dort verbaut 
werden mußten, w o  sie aufgebracht sind, soll jetzt 
ein wesentlicher Teil der Mittel dazu verwandt wer­
den, durch E r s t e 11 u n g v o n S i e d l u n g e n a u 
d e m  f l a c h e n  L a n d  die in den Großstädten in 
ungesunder Weise zusammengeballten ensc en 
massen wieder dem Land und den dort unzweifelhaf 
bestehenden Arbeitsmöglichkeiten zuzululiren.

Und damit tritt noch einmal der so gesunde G e ­
danke der eigentlichen Siedlung im Flachbau in Er- 
sdieinung. Nodi einmal haben wir die Möglichkeit, 
zum mindesten solange als aus den Verhältnissen hci- 
aus der Wohnungsbau Deutschlands nur unter Zu­
hilfenahme öffentlicher Mittel möglich ist an Stelle 
der Mietkaserne das Eigenheim treten zu lassen und 
damit eine Wohnform zu schaffen, die unzweifelhatt 
— - ich verweise nur auf ähnlich dicht bevölkerte 
Länder wie Belgien und Frankreich —  die gesündere 
uncl bessere ist.

Die Reidisnotverordnung hat nun auch gleichzeitig 
eine Bestimmung, die es verhindern wird, wieder in 
die ungesunden Überspannungen zu verfallen, wie 
wir sie in der ersten Nachkriegszeit hinsichtlich der 
Wohnungsgröfie haben. Ja die Reichsnotverordnung 
geht vielleicht gerade nach dieser Seite hin bis an die 
äußerste Grenze des Möglichen, denn sie sieht die 
Herabsetzung der Wohnungsgröße bis auf 32 um vor, 
während wir bei der Durchführung der eingangs ge­
schilderten Ortsgesetze 40 nm als die Minuestwolin- 
flache vom Standpunkt der Wohnungsreform aus an­
sahen. Sicher ist selbst diese Zahl noch sehr gering, 
und wir wollen nur hoffen, daß die fraglichen 52 u™ 
nicht —  ähnlich wie früher bei den 70 und 80 tim —  
zur Norm wird. Sie müssen M i n d e s t f l ä c h e  
unter ganz bestimmten Voraussetzungen bleiben. Wir 
müssen versuchen, Wohnungen zu schaffen, die hin­
sichtlich der Schlafzimmer eine Trennung der G e ­
schlechter ermöglidien.

Aber wir wollen andererseits auch zugeben, daß 
eine Kleinwohnung von 40 bis 50 <im dann noch gesund 
ist, wenn sie sich gewissermaßen von selbst durch den 
zu ihr gehörigen Garten erweitert. Können wir 
unserer arbeitenden Bevölkerung die Siedlungsstelle 
mit einem Garten von 300 <1“ geben, so hat die Herab­
setzung der Wohnfläche lange nicht die ungünstige 
Bedeutung wie bei der Wohnung in der Mietkaserne.

Und so kann sidi aus den Bestimmungen der Not­
verordnung, die zunächst für jeden Wohnungsreformer 
etwas Erschütterndes hat, doch noch etwas Gesundes 
erwachsen. Wir können hier aus den Irrwegen, die 
wir in der ungesunden Nadikriegszeit mit ihren 
wirren Verhältnissen vielleicht zwangläufig gehen 
mußten, wieder herauskommen. W rir können uns 
wieder auf uns selbst besinnen uncl auf unsere alten 
rläne, und wir können in die Lage versetzt sein 
selbst oder gerade in einer Zeit äußerster und 
schwerster wirtsdiaftlicher Not die Wohnform zu 
schaffen, die sich noch bei allen Völkern als die 
gesundeste erwiesen hat, nämlich die Siedlung in 
Gestalt des Eigenheims. —

BAUSTATISTIK
G roß-Berliner Bautätigkeit im Mai 1931. Nach den 

Ermittlungen des Statistischen Amtes hat die Bau­
tätigkeit in Berlin im Monat Mai gegenüber dem Vor­
monat wieder nachgelassen.

Durch B a u e r l a u  b n i s s e wurden genehmigt 
2;>6 Gebäude, darunter 172 W  ohngebäude und 646 M a h ­
nungen B e g o n n e n  wurden 367 Gebäude, dar- ^  
unter j>15 Wohngebäude und 1605 Wohnungen. Voll- STRASSENBAU 
f.. "jY., 11 432 Gebäude; hiervon waren 60 Bauten
tur öffentliche, gewerbliche und sonstige wirtschaft­
liche Zwecke mit einem Gesamtvolumen von rund 
j6? 900 et>m unc] 372 W  ohngebäude.

Die Zahl der in Neubauten entstandenen W o h ­
n u n g e n  betrugen 2045, davon wurden in W o h n ­

gebäuden erstellt 2053, und zwar 1855 K  1 e i n w  o 1 
mi!e! *31S-4 Wohnräumen einschl. K a m m  

n w  i ^  m i t t l e r e  Wohnungen mit 5 1 
6 Wohnraumen und 30 größere Wohnungen.

fresani'/ 3 ^  W  t 1 ° l “'*! U 6 ̂  m  11 * e 1 n wurden ii 
nunge!i m H cSet -  zusam m en 1875 Wo

Straßenbau und A rbeitslosenproblem  in Sir-W

S tadstlkmergi 1A ' 1km' 70^\™/¡e ' RM ” u " fg(;madl
sAleuBigten'Wftena™

Ol Uni”‘L “» Reparaturen^ llrennstoOl und Bereifung von 109 Mill. RM, so daß d
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sächsisdien Volkswirtschaft in den Jahren 1926 bis 
1930 eine Nettoersparnis von 40 Mill. R M  zugute ge­
kommen ist. Der G e s a m t u m b a u  der säeüsischen 
Straßen, der u m  so eher Früchte tragen wird, je 
schneller er durchgeführt ist, erfordert Aufwendungen 
in Höhe von rd. 4,5 Milliarden RM.

Der S t r a ß e  n b a u gibt in weit höherem  Maße 
die Möglichkeit, ungelernte A rbeiter zu beschäftigen 
als der H äuserbau. Die Löhne im Straßenbau sind 
niedriger, und ein erheblicher Teil der Arbeiterschaft 
kann aus der arbeitslosen ländlichen Bevölkerung 
entnommen werden, die sich ohnehin für derartige 
Arbeiten besser eignet als die städtische.

Es erscheint nicht zu hoch gegriffen, wenn man 
die Ziffer der so einer Beschäftigung zuzuführenden 
A rbeiter auf 200 000 bis 300 000 benennt. Sie wird be­
grenzt sein durch die Mittel, die die w egeunter­
haltungspflichtigen Kommunen, Kreise und Länder aus 
der unproduktiven Fürsorge nach und nach abzweigen 
und unter Zugabe von Reichsmitteln auf S traßenbau 
verwenden können und wollen.

Wir haben im Reiche 64 000 D i e n s t s t el le n,  
die nahezu selbständig über Straßenbauangelegen­
heiten entsdieiden. Ein Ausweg aus diesem Wirrsal 
und eine Umwandlung der unproduktiven Fürsorge 
in produktive Straßenbauarbeit läßt sich trotzdem er­
möglichen, wenn nur die Länder wollen und ihren 
Einfluß in nachdrücklicher Weise bei den unter­
geordneten Dienststellen geltend machen.

Die Bauperiode hat begonnen und fordert be­
schleunigte Entschlüsse an Stelle langw ieriger E r­
wägungen.

Was nun das B a u m a t e r i a l  anbelangt, so sind 
wir ohne weiteres imstande, den Ausbau unserer 
Straßen mit r e i n  d e u t s c h e m  M a t e r i a l  und 
mit  b i l l i g e n  und trotzdem wirtschaftlichen B a u ­
w e i s e n  durchzuführen. Auch nicht für eine ein­
zige Mark ausländischen Baum aterials brauchen w ir 
einzuführen, wenn wir uns unserer Inlandsrohstoff- 
quellen bedienen. Wir haben im deutschen genorm ten 

.Straßenteer ein Bindemittel, dessen W irtschaftlichkeit 
und Brauchbarkeit nicht nur in unserem Lande, son­
dern auch im benachbarten Auslände bewiesen ist 
und g e s c h ä t z t  wird.

Wir verwenden augenblicklich nur 7 v. H. unseres 
gesamten Rohteeranfalles für Straßenbauzwecke uud 
haben im Jahre 1929 allein für den Straßenbau 
240 0001 ausländischen Erdöl-Bitumens im Rohstoff­
wert von 15 Mill. RM, im Verkaufswert von 30 Mill. R M  
eingeführt; da Erdöl-Bitumen 55 v. H. teurer ist als 
genormter Straßenteer, hätten wir für diesen Betrag 
450 000 t deutschen Straßenteers kaufen können. —

RECHTSAUSKÜNFTE
Treuhandstelle f. B. W. in W. ( H a f t p f l i c h t  

d e s  A r c h i t e k t e n . )
T atbestand  und Frage. Zu einem  Bau hat der b eau ftragte Archi­

tek t d ie A rbeiten  unter Ton ihm vorgesch lagcnen . ortsan sässigen  
Firm en ausgeschrieben . D ie  A usschreibung ergab w eit über das nor­
m ale Mail h inausgellende P reise , w ie durch Sachverständigengutachten  
nachträglich Festgestellt ist. D er Architekt übertrug aber d ie A r­
b eiten  auf Grund d ieser V ergebung, „trotzdem  er nachw eislich die  
unan gem essen  hohen P reise  erkannt h atte“ . Dadurch ist der A uf­
traggeb er erheblich  geschädigt. H aftet der A rchitekt als T reu­
händer nicht für d iesen  Schaden?

A ntw ort. D er A rchitekt is t a ls  O berbaule iter verpflich tet, die 
Interessen  des B auherrn an einer ordnungsm äßigen und p re is­
w erten  H erstellu n g  des B aues w ahrzunehm en. Er hat h ierbei d ie  
im 5rerkehr erforderliche S orgfalt au fzuw enden , w obei natürlich  
se in e  besond eren  K enntn isse und Erfahrungen dem Bauherrn zu ­
gute ■ kom m en m üssen. Nur w en n  er d iese  Sorgfaltspflicht vor­
sätzlich  oder fah rlässig  ver le tz t, macht er sich dem Bauherrn  
gegenü b er (nach § 276 BGB.) schadensersatzpflichtig.

Durch e in e  A usschreibung der A rbeiten  unter bekannten  orts­
an sässigen  Firm en w ird  der A rchitekt i. d. R. dam it rechnen 
k en n en , zu angem essen en  P re isste llu n gen  zu gelangen; er hat 
dann d ie  A ngebote zu p rüfen  und den A uftrag d erjen igen  Firm a  
zu er te ilen , d ie  das p re isw erte ste  (nicht unbedingt das b illig ste) 
A ngebot gem acht hat. Nur w enn  der N achw eis geführt w ird , daß 
d ieses  A ngebot b ei Berücksichtigung a ller  Um stände e in e  erheb ­
liche Ü berteuerung d es Bauherrn d arstellt und w enn der Archi­
tek t d ies b ei pflichtgem äßer Sorgfalt erkennen  m ußte, könnte eine  
Schadenersatzpflicht des A rchitekten begründet sein . Es erscheint 
aber doch recht unw ahrscheinlich , daß der Architekt im  vor 
liegen d en  F a lle  erkannt haben so ll, daß die Preise unangem essen  
hoch w aren  und trotzdem  den A uftrag zu d iesen  für den Bau

herrn p ek un iär u n gü n stigen  B ed in gu n gen  v er g eb en  h aben  so ll. 
Hat er d ies denn zu gegeben?  In d iesem  F a lle  m üßte er a llerd in g s  
zu se in er  E n tlastun g  schon gew ichtige G ründe n ach w eisen , aus 
w elchen er den A uftrag trotz erheb lich er Ü bersch reitu n g  der 
N orm alp reise an d ie  betr. F irm a verg eb en  hat. _ ,.

R echtsanw alt D r. P aul G 1 a s s , B er lin .

S tadtbauam t L. ( S t e m p e l p f l i c h t  bei Z u - 
s c h l a g s e r t e i l u n g . )

T atbestand  und F rage. A us H an d w erk sk re isen  w ird  an uns  
die F rage g este llt , ob bei der Z u sch lagserteilu ng  nicht durch e in e  
an dere Form  des Z uschlages d ie  S tem p elk osten  ersp art w erd en  
können . Ist das m öglich?

A ntw ort. W erk verd in gu n gsverträge sind nach T a r ifs te lle  21 
des Preuß. S tem p els teu erg ese tzes  vom  27. O k tob er 1924 stem p el-  
p flichtig . D ie  vom  U n tern eh m er zu lie fern d en  M ater ia lien  u n te r ­
liegen  dem  S teu ersatz  der T a r ifste lle  7 „K au f- und Tauschver- 
trä g e“ A bs. lb  — e in e  B efreiu n g  gem äß T a r ifste lle  7 A bs. 9 Ziff. 3 
käm e nur in  Frage, w enn  d ie  M ater ia lien  in dem  B etr ieb e  des  
U nternehm ers erzeu gt oder h erg e ste llt  sind — , d ie  A rb eits le is tu n g  
u n terlieg t dem S teu ersa tz  der T a r ifste lle  18, „ V er trä g e“ A bs. 2. 
D iese  S teuerpflicht tr ifft den V ertragssch luß . A ber auch b ei N ich t­
unterzeich n un g e in es  „ V ertra g es“ b zw . N ichtaustausch  inhaltlich  
g le ich lau ten d er V ertra g sex cm p la re  en tsteh t d ie  S teu er , w en n  das 
G esd iäft durch schriftliches A ngebot und A u ftr a g se rte ilu n g  (Zu­
schlag) zu stand e kom m t. Zwar w ird nach § 1 A bs. 3 i. d. R. ein  
S tem pel nicht erh ob en , w en n  sich d ie  E in igu n g  ü ber das G eschäft 
aus einem  B riefw ech sel oder einem  A ustausch  so n stig e r  schriftlicher  
M itte ilu n gen  erg ib t (sog. K orresp on d en zverträge), doch tr itt in 
einem  solchen F a lle  w ied erum  d ie  V erp flich tun g  zur Entrichtung  
des betr. S tem p els dann e in , w en n  nach d er V erk eh rssitte  über 
das G eschäft ein  förm licher schriftlicher V ertrag  errich tet zu w er­
den p fleg t, d ie se  Errichtung in d essen  nicht s ta ttgefu n d en  hat und 
von  den B ete ilig ten  b eab sich tigt is t . durch den B riefw ech sel oder  
den A ustausch der son stigen  schriftlichen  M itte ilu n gen  d ie A uf­
nahm e e in es  solchen V ertrages zu er se tz en . D ie ser  le tz tere  F all 
w ird  von  der S teu erb eh örd e sicherlich a ls  v o rliegen d  erachtet 
w erd en , in sb eson d ere  da nach der Ju dik atur schriftliche V erträge  
gerad e b ei S tadtgem ein d en  üblich  sind (RG. in  J. W. 1896, S. 46, 
Ziff. 81), w ogegen  für den Abschluß m it S taatsb eh örd en  nicht ohne 
w eiter es  e in e  d erartige  V erk eh rss itte  zu b ejah en  ist (Verf. d. 
Fin.-M in. v. 25. F ebruar 1904, III. 2615). Ü ber d ie G rundzüge bei 
V ersteu eru n g von  W er k v e r tiä g en  ü ber unb ew eglich e Sachen bei 
öffen tlich en  Bauten s ieh e  Erl. d. M in. d. F inanzen u. der ö ffen t­
lichen A rb eiten  v. 12. F ebruar 1900 in M in.-B l. für d ie ges. inn. 
V erw . 1900 S. 103).

Ich g lau b e nicht, daß e in e  an d ere  Form  d es G eschäftsabschlusses  
gefu n den  w erd en  kann , durch w elche d ie  Stem pelkosten  erspart 
w erden  könn ten . — R ech tsanw alt D r. Paul G 1 a s s , Berlin.

Arcli. BDA L. in M. ( V o r k a u f s r e c h t  a u f  
e i n e n  G ru nd st üc ks te il .)

T atbestand  und F rage. D er B esitzer eines größeren Grund­
stückes hat von se in em  N achbarn  ein k le in es  Stück H interland
an gek au ft, das zum  B esta n d te il d es ganzen G rundstücks ge­
w orden  ist, von  dem  es  e tw a  iy'.>0 ausm acht. D er Nachbar hatte
aber au f das ab g etreten e  S tück  ein  Y orkauf s iec h t im Grundbuch  
ein tragen  la ssen . D as G esam tgru n d stü ck  ist jetzt mit a llen
R echten  und P flich ten  v erk a u ft w ord en , und der N achbar m acht 
nun sein  V ork aufsrech t auf das k le in e  Stück gelten d . D er neue 
E igentüm er ist der M einung, daß das V ork aufsrech t nur geltend  
gem acht w erd en  k önn te, w en n  das k le in e  S tück  a llein  verkauft  
w orden  w äre. Es lieg t auch für d ie se s  S tück  k ein er le i P reis fest.

Ist d ie A usübung des V ork au fsrech ts noch statthaft und nach  
w elch en  B estim m ungen  d es BGB.?

A ntw ort. D as V ork aufsrech t kann  d er B erech tig te  bei Grund­
stücken  g esetz lich  b is zum  A b lau fe  von  zw e i M onaten, seitdem  ihm  
der V erkauf m itg e te ilt  w ord en  is t , au sü b en ; ist für d ie  A us­
übung e in e  F rist b e s t i m m t , so  tritt d ie se  an d ie  S te lle  der 
gesetz lich en  F rist (§ 510 BG B.).

D as R ech tsverh ä ltn is  zw isch en  dem  V erk au fsb erech tig ten  und  
und -v erp flich teten  b estim m t s ich  gem äß § 1098 BGB. nach den  
V orschriften  der §§ 504 b is 514 BGB. Im § 508 BGB. h eiß t cs: 
..H at der D ritte  den G egen stan d , au f den  sich  das V ork aufsrech t  
b ezieh t, m it anderen  G egen stän d en  zu e in em  G esam tp reise  g e ­
k auft, so hat der V o rk au fsb erech tig te  e in en  verh ä ltn ism äß igen  
Ie il des G esam tp reises zu en tr ich ten . D er  V erp flich te te  kann  
3 er lan gen , daß der V erk au f au f a lle  S ach en  er streck t w ird , d ie  
nicht ohne N ach teil für ihn getren n t w erd en  k ö n n en .“

H iernach w ird a lso  durch d ie  T a tsa ch e , daß n ich t a l l e i n  
d ie mit dem  V ork aufsrech t b e la s te te  P a r z e lle  d es  G esam tgru n d ­
stücks, sondern  auch der ü b r ige  g röß ere  T e il m it verk au ft w or- 

en ist, d ie A usübung der V ork au fsrech te  n i c h t  au sgesch lo ssen , 
er von dem  V ork au fsb erech tig ten  zu za h le n d e  P re is  für den  

m it dem V orkaufsrecht b e la ste ten  L an d stre ifen  muß nach dem  
V erhältn is zum  G esam tp reis b ere ch n e t b zw . durch e in en  Sach ­
verstän d igen  gesch ä tzt w erd en .

D er K äufer kann gegen  d ie  A usü b un g d es V ork au fsrech ts  
nichts e in w en d en . D er V erk äu fer  k ön n te  le d ig lic h  d id  Er­
streckung d es V ork aufs auf e in en  w e iter en  G ru n d stü ck ste il bzw . 
,,as M sam te G rundstück  v er la n g en , w en n  d ie  T renn  jn g  der 
H in terlan d p arzelle  n icht oh ne N a ch te il für d en  an gren zen d en
f .Cii i Z'r. 1 G esam tgru n d stü ck  m ö g lich  w äre; d er le tz tere  
1 a ll durfte aber kaum  v o r lieg en . —

R ech tsan w alt D r. P au l G 1 a s s , B erlin .
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